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ER 


für die 


Königlichen Preußiſchen Stag ten. 


(Jo. 1204.) Ordnung wegen Ablöͤſung der Real⸗Laſten in denjenigen Landestheilen, welche e ec de" me K. 
8 vormals zum Koͤnigreich Weſtphalen, zum Großherzogthum Berg oder zu e ene, 
den franzoͤſiſchen Departements gehört haben. Vom ASten Juli 1829. der Z a 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. 2 88 90 

Da in den drei Geſetzen vom 21ſten April 1825., fh. 1 19. 95. 92. 
vorbehalten iſt, daß fuͤr diejenigen Landestheile, welche vormals zum Koͤnigreich 
Weſtphalen, zum Großherzogthum Berg und zu den franzöfifch = haufeatifchen 
Departements, oder dem Lippe⸗Departement gehört haben, eine Abloͤſungs⸗ 
Ordnung fuͤr Dienſte, Natural⸗ und Geldleiſtungen ertheilt werden ſolle; fo 
verordnen Wir fuͤr die gedachten Provinzen und Landestheile, nach Anhoͤrung 
Ulnſerer getreuen Stände und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, 
wie folgt: N f 

en Err 

Von den Fällen, worin die Ablöfung Statt findet. 

§. 1. Wenn das Eigenthum oder das erbliche Beſitzrecht an einem 
Grundſtuͤck durch Real- Laften beſchwert iſt, welche vor Einfuͤhrung der franzoͤſi⸗ 
ſchen, weſtphaͤliſchen oder bergiſchen, die Verhaͤltniſſe des Grundbeſitzes veraͤn⸗ 
dernden Geſetze entſtanden ſind, ſo hat der Eigenthuͤmer oder erbliche Beſitzer 
(der Verpflichtete) das Recht, die Abloͤſung dieſer Laſten, d. h. die Aufhebung 
derſelben gegen Entſchaͤdigung, unter den unten folgenden Bedingungen, zu 
verlangen. a ee 

F. 2. Ein ſolches Recht hat, unter den unten folgenden Bedingungen, 
auch derjenige, zu deſſen Vortheil dieſe Laſten auf dem Grundſtück haften (der 
Berechtigte.) . 
Jahrgang 1829. — (No. 1204.) N H. 3. 


(Ausgegeben zu Berlin den sten Auguſt 1829.) 


* 


§. 3. eee von e Anſpruch auf Ablöſung ſind folgende 
Rechte: 
1) die oͤffentlichen Laſten mit Einſchluß one Gemeinde - Abgaben und Gemeinde⸗ 
Dienſte; 8 
2) die aus dem Kirchen⸗ del Schu se bandke entſpringenden Abgaben uns 
Leiſtungen; 


3) alle ſonſtige Korporations- und Sozietatslaſten, z. B. diejenigen, welche 
ſich auf eine Deich⸗ Sozietaͤt beziehen. 


Unter dieſen Ausnahmen ſind jedoch die Geld⸗ und Naturalrenten, welche 
gedachten Anſtalten, Korporationen und Sszietaͤten aus allgemeinen Rechtsver⸗ 
erg. haͤltniſſen (3. B. dem gutsherrlichen Verhaͤltniſſe oder dem Zehentrechte) zuſtehen, 
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Seren nicht mitbegriffen. 


a $. 4. Ausgenommen ſind ferner: 5 
8 die lehenherrlichen Rechte in den Landestheilen, welche bei Auflösung der 


fremden Herrſchaft zum Königreich Weſtphalen gehörten, jedoch nur in 
den Faͤllen, worin das Lehen zum Heimfall oder auf vier Augen ſtand. 
(. 70. des Geſetzes über den Grundbeſitz im vormaligen Koͤnigreich Weſt⸗ 
phalen vom 21ſten April 1825.) 


i §. 5. Ausgenommen find ferner: 
5) einſeitige oder wechſelſeitige Gründgerechtigkelen Serie); 
6) die markenherrlichen Rechte. 


Die Aufloͤſung dieſer Rechtsverhaͤltniſſe iſt nicht nach Sede Ord⸗ 
nung, ſondern nach Unſerer Gemeinheitstheilungs-Ordnung (ſoweit dieſelbe 
eingefuͤhrt iſt) zu beurtheilen. 


§. 6. A. Sind zu einer und derſelben Lelttung mehrere Perſonen gemein⸗ 
ſchaftlich und zugleich ſolidariſch verpflichtet, ſo ſind dieſelben in Anſehung der 
Abloͤſung nur als eine Perſon anzuſehen, ſo daß die Verpflichteten die Abloͤſung 
nur fuͤr die gemeinſchaftliche Laſt im Ganzen verlangen koͤnnen. Bei jeder 
Abloͤſung aber muß ſich die Minoritaͤt der ſolidariſch Verpflichteten dem Beſchluſſe 
der Majoritaͤt (nach dem Theilnehmungsverhaͤltniß gerechnet) unterwerfen. 


Die Majoritaͤt iſt jedoch zunaͤchſt nur befugt, von den Mitgliedern der 
Minoritaͤt dasjenige pro rata zu fordern, was dieſe dem Berechtigten geleiſtet 
haben, ſo daß die Majoritaͤt hinfort ſowohl in Anſehung der Leiſtung ſelbſt, als 
in Anſehung einer kuͤnftigen neuen Abloͤſung ganz an die Stelle des Berechtigten 
un die übrig bleibende Laſt aber nicht mehr als eine ſolidariſche in 1 

ommt. 


B. Zt 


ie 


B. Iſt dagegen die gemeinſchaftliche Verpflichtung eine nicht ſolidariſche, 
fo kann auch jeder Einzelne die Ablöfung feines Antheils von dem Berechtigten 
verlangen. Sa 

Jedoch find dabei die befonderen Ausnahmen der Hh. 59. 78. zu 
beruͤckſichtigen. ö b 

$ 7. Haften auf demſelben Grundſtuͤck Laſten verſchiedener Art, ſo wie 
ſolche in Tit. 3 — 9. titelweiſe geſondert ſind, gegen denfelben Berechtigten, fo 
kann die Ablöfung (jedoch mit Ausnahme des in dem H. 40. beſonders beſtimm⸗ 
ten Falles) auch fuͤr eine einzelne Art derſelben allein verlangt werden. 

§. 8. Dagegen kann weder der Berechtigte noch der Verpflichtete gegen 
des Andern Willen verlangen, daß die auf dem Grundſtuͤcke ruhende Laſt einer 
und derſelben Art (3. B. die Dienftlaft) zum Theil abgeloͤſt werde, zum Theil 
aber unabgeloͤſt bleibe. = En 

$. 9. Dem Rechte, Ablöfung überhaupt zu fordern, kann weder die 
Verjaͤhrung, noch ein Judikat, noch ein vor Einfuͤhrung der fremden Geſetze 
geſchloſſener Vertrag entgegengeſetzt werden. 

§. 10. Auch behaͤlt ein jeder ſeit Einfuͤhrung der fremden Geſetzgebung 
geſchloſſener Vertrag, welcher entweder Real⸗Laſten, die vor Einfuͤhrung der 
fremden Geſetze entftanden find (F. 1.), für unabloͤslich erklaͤrt, oder für eine 
kuͤnftige Ablöfung derſelben Bedingungen, die von den Beſtimmungen dieſer 
Abloͤſungs-Ordnung abweichen, im Voraus aufſtellt, ſeine Guͤltigkeit nur fuͤr 
den Zeitraum von Zwoͤlf Jahren, vom Tage des geſchloſſenen Vertrages an 
gerechnet. ee ne Jun id 

$. 11. Da die gegenwärtige Abloͤſungs⸗Ordnung nach $. 1. überhaupt 
nur für die bereits bei Einfuhrung der fremden Geſetze beſtehenden Real⸗Laſten 
angewandt werden kann, ſo ſind fuͤr den Fall, wenn beſtaͤndige Real⸗“Laſten ſeit 
Einfuͤhrung der fremden Geſetze neu gegruͤndet worden ſind, oder kuͤnftig gegruͤn⸗ 
det werden ſollten, dieſelben in der Regel nach den allgemeinen Geſetzen zu 
beurtheilen. 25 N ̃ ’ 
$. 12. Wenn jedoch ſolche neu auferlegte beſtaͤndige Real⸗Laſten 
(F. 11.) in Dienſten beſtehen, ſo ſoll die Dienſtverpflichtung einer einſeitigen 
Abloͤſüͤnng fo lange nicht unterworfen ſeyn, als das Grundſtuͤck im Beſitz derjenigen 
Perſon bleibt, welche den Dienſtvertrag ſchloß. Sollte indeſſen die Dauer 
dieſes Beſitzes weniger als zwoͤlf Jahre, vom vertragsmaͤßigen Anfange der 
Dienſtlaſt an gerechnet, betragen, ſo ſoll bis zum Ablauf dieſer zwoͤlf Jahre 
der Dienſt als unabloͤsliche Real⸗Laſt fortdauern. Wenn das Ende dieſes 
Beſitzes, oder der Ablauf dieſer zwölf Jahre eingetreten iſt, ſoll die Dienſtlaſt 
zwar fortdauern, aber den Vorſchriften der gegenwaͤrtigen Abloͤſungs⸗Ordnung 
unterworfen ſeyn. d : 

(No, 1204.) N 2 Zwei⸗ 


m A en 
a wetter Title. 
Von den Örundfägen und Mitteln der Ablöfung im 
= Allgemeinen. EEE 
Ablöſung §. 13. Bei der freien Vereinigung beider Theile, welche jeder andern 


e un Auseinanderſetzungsweiſe vorgeht, bleibt dem Betheiligten die Wahl der Bedin⸗ 
keintgung, gungen und Mittel der Ablöfung, welcher Art folche auch feyn möchten, vollig 


unbeſchraͤnkt. Sie ſind dabei an die Beſtimmungen der gegenwärtigen Abloͤſungs⸗ 


Ordnung nicht gebunden, und es hängt blos von ihnen ab, wie weit ſie dieſelben 
befolgen, oder als Leitfaden benutzen wollen. ER 
§. 14. Es muß jedoch der Auseinanderſetzungs⸗ oder Regulirungs⸗ 
Vertrag ſchriftlich abgefaßt, vor einem als Richter befaͤhigten Juſtizbeamten 
oder vor Notarien vollzogen und der General-Kommiſſion zur Pruͤfung und 
Beſtaͤtigung eingereicht werden, welche die General-Kommiſſion vorzugsweiſe 
zu beſchleunigen hat. e 
S. 15. Die Prüfung der General⸗Kommiſſion ſoll ſich aber nur erſtrecken: 
) auf die Beſtimmtheit, Vollſtaͤndigkeit und Unzweideutigkeit der Faſſung; 
2) auf die Legitimation der kontrahirenden Partheien; : 


3) auf die Beachtung des Intereſſe derjenigen moraliſchen Perſonen, wofür ö 
zu wachen der General⸗Kommiſſion obliegt, als des Fiskus und derjenigen 


geiſtlichen und. Öffentlichen Inſtitute, deren Vermögens⸗Verwaltung unmit⸗ 
telbar oder mittelbar unter einer Staatsbehoͤrde ſteht; ui 
4) auf die Beachtung des Intereſſe der nicht zugezogenen Realglaͤubiger, 
Lehns⸗ oder Fideikommißfolger, Nutznießer, Wiederkaufs⸗ oder andern 
Realberechtigten, oder jedes Dritten, der noch ſonſt in der Sache betheiligt 
ſeyn moͤchte; und endlich 5 2 
5) darauf, daß das landespolizeiliche Intereſſe nicht verletzt, d. h., daß nichts 
bedungen werde, was die Geſetze uͤberhaupt nicht geſtatten. f 
Dieſe Punkte abgerechnet, ſteht der General-Kommiſſion uͤbrigens Uber 
die Bedingungen und Mittel der Abloͤſung kein Urtheil zu. Findet ſich aber 
in den vorſtehend unter 1, bis 5. gedachten Beziehungen Anlaß zu Erinnerungen, 
ſo muß die General-Kommiſſion zunaͤchſt dahin wirken, daß ſolche von den 
Partheien ſelbſt erledigt werden. Koͤnnen ſich dieſelben daruͤber nicht einigen, 
ſo ſteht ihr uͤber die Art und Weiſe, wie ſie zu erledigen ſind, die Entſcheidung zu. 
F. 16. Ein alſo von der General⸗Kommiſſion beſtaͤtigter Vertrag hat 
die Wirkung einer gerichtlich beſtaͤtigten Urkunde, und haben die Hypotheken⸗ 
Behörden darauf die nöthigen Eintragungen und Loͤſchungen zu bewirken. 


F. 17. Nur wenn eine freie Vereinigung (F. 13.) nicht zu Stande 


gekommen iſt, findet die Regulirung der Verhaͤltniſſe zwiſchen Berechtigten und 
8 8 : : Ver⸗ 


N 
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Verpflichteten nach Vorſchrift des gegenwaͤrtigen Geſetzes Statt; es ſoll jedoch 
keine Provokation darauf anders angenommen werden, als indem der Provokant 
zugleich anzeigt, und bei naͤherer Unterſuchung als richtig zu den Akten feſtge⸗ 
ſtellt wird, daß eine freie Vereinigung verſucht und beſtimmte Vorſchlaͤge dazu 
ſchriftlich gemacht, ſolche aber entweder uͤberhaupt nicht, oder bei einzelnen 
Punkten nicht angenommen worden. Ay 18 8 
§. 18. Auch ſoll es ſolchen Falls allemal, insbeſondere aber dann, Vergleichs⸗ 
wenn die guͤtliche Vereinigung nur bei einzelnen Differenzpunkten mißlungen 1 
iſt, die erſte Obliegenheit der General-Kommiſſion ſeyn, nochmals einen Ver- Kommiſſion. 
gleich zwiſchen den. Betheiligten auf die Grundlage der gemachten Vorſchlaͤge 
(g. 17.) oder auf jedwede andere Bedingungen und Abloͤſungsmittel, worüber 
die Partheien irgend zu einigen ſeyn möchten (§. 13.), zu verſuchen; und es 
muß uͤber dieſen Vergleichsverſuch, zum Belage, daß dabei nichts verſaͤumt 
worden, jederzeit eine ſchriftliche Verhandlung aufgenommen werden. Nur 
wenn auch auf dieſe Weiſe kein Vergleich hat zu Stande gebracht werden koͤnnen, 
muß die Sache nach den weitern Vorſchriften der gegenwaͤrtigen Ordnung ein⸗ 
geleitet, und diejenigen Punkte, woruͤber die Partheien ſich nicht guͤtlich haben 
einigen können, nach denſelben entſchieden werden. 


F. 19. Die Ablöfung geſchieht entweder durch Abfindung, d. h., Geſetliche 
durch gaͤnzliche Auseinanderſetzung vermittelft einer für immer gegebenen voll⸗ ee 
ſtaͤndigen Entſchaͤdigung, oder durch Verwandlung der abzulböſenden Laſt in : 


eine fortdauernde Laſt anderer Art. 

§. 20. Die Abfindung geſchieht entweder durch Abtretung von 
Grund und Boden (Land- Abfindung), oder durch Bezahlung eines Kapi⸗ 
tals in baarem Gelde (Kapital- Abfindung), oder durch beides zugleich. 


i §. 21. Bei feſten Getreide⸗Abgaben (Tit. 4.) und bei allen Arten der ) bei Ge 
Zehenten von Boden⸗Erzeugniſſen (Tit. 6.) kann der Verpflichtete die Abfindung trelde⸗Abga⸗ 


4 4 r > i R 2 7 5 b Zehen⸗ 

jederzeit dadurch bewirken, daß er Kapital in einer unzertrennten Summe zahlt, n 11 

welche Abfindung der Berechtigte anzunehmen ſchuldig iſt. Bi = Erzeug⸗ 
iſſen. 


$. 22. Außerdem kann aber bei den im $. 21. genannten Laſten entwe⸗ 
der Land⸗ oder Kapital-Abfindung auf folgende Weiſe bewirkt werden: 


nn A. Provozirt in dieſen Fallen der Berechtigte auf die Abfindung, ſo 

hat der Verpflichtete die Wahl, zwiſchen der Land-Abfindung und der Kapital⸗ 
Abfindung. Waͤhlt er die letzte, ſo hat er das Recht, das im Ganzen feſtge⸗ 
ſetzte Kapital in vier nacheinander folgenden einjaͤhrigen Terminen (von der Zeit 
der Feſtſetzung an gerechnet) zu gleichen Theilen abzutragen; jedoch darf in 
dieſem Falle keine einzelne Abſchlagszahlung weniger als Einhundert Thaler 
(No. 1204.) a Kurant 


Kurant betragen. Der een 10 einſtweilen it Pier vom Hundert zu 
verzinſen. f 
Wenn dem Berechtigten die von dem Verpflichteten getroffene Wahl nicht 
anſteht, ſo kann er die Provokation zuruͤcknehmen. Jedoch ſteht es alsdann dem 


Verpflichteten frei, dieſen Ruͤcktritt dadurch abzuwenden, daß er Kapital in einer 


unzertrennten Summe anbietet, welche Abfindung der Berechtigte annehmen muß. 


§. 23. B. Provozirt der Verpflichtete, fo hat der Berechtigte die Wahl 
zwiſchen Land und Kapital. 

Waͤhlt der Berechtigte Kapital, ſo muß er ſich bie im in. $. naher 
beſtimmten Terminal- Zahlungen gefallen laſſen. 

Waͤhlt der Berechtigte Land, fo kann der Verpflichtete diese getroffene 
Wahl dadurch abwenden, daß er Kapital in einer unzertrennten Summe anbietet, 
welche Abfindung der Berechtigte annehmen muß. 

Außerdem kann aber auch der Verpflichtete, welchem die von dem Berech⸗ 
tigten getroffene Wahl nicht anſteht, die Provokation ganz zuruͤcknehmen. 


§. 24. Wird die Land- Abfindung. gewählt, ſo ſoll dieſelbe folgenden 


Einſchraͤnkungen unterworfen ſeyn: 


a) es muͤſſen dem Verpflichteten zwei Drittel der gegenwaͤrtigen, in der Dorfs⸗ 
Feldmark gelegenen, zum Hofe gehörigen Grundſtuͤcke übrig bleiben, und. 


b) auf jeden Fall wenigſtens ſo viel Land, daß er noch eine landuͤbliche, ſpann⸗ 
faͤhige baͤuerliche Nahrung behält, 


Die Merkmale und Grundſaͤtze, nach denen die landuͤbliche Spannfaͤhig⸗ 
keit einer Bauernahrung zu beurtheilen iſt, ſollen von den General-Kommiſſionen, 
in der $. 135, beſtimmten Art, diſtriktoweiſe im Allgemeinen zum Voraus be⸗ 
ſtimmt und demnaͤchſt vom Miniſterium des Innern beſtaͤtigt werden. 


Wenn wegen dieſer Einſchraͤnkungen ein Theil der Leiſtung unabgelöfet 
bleibt, fo hat der Provokat die Wahl, ob dieſer unabgeloͤſete Theil als Natural⸗ 
Abgabe fortdauern, oder in eine feſte Geldrente verwandelt werden ſoll. Der 
Provokant, welchem die getroffene Wahl nicht 1 kann deshalb die ganze 
Provokation zuruͤcknehmen. 


Iſt das Grundſtuͤck mehreren Real⸗ Berechtgten zu ſolchen Leiſtungen ver⸗ 
pflichtet, fuͤr welche die Land⸗ ⸗Abfindung verlangt werden kann (K. 22. 23.) 
und ift. vorjeßt die Abloͤſung nur in Beziehung auf einen Theil dieſer Real⸗ 
Berechtigten eingeleitet, fo. find die uͤbrigen wegen gleichzeitiger Wahrnehmung 


ihrer Rechte zu benachrichtigen. Melden ſie ſich nicht, ſo wird bei der Berech⸗ 


nung der durch den gegenwaͤrtigen Paragraphen vorgeſchriebenen zwei Drittheile 
auf ” keine Ruͤckſicht genommen; melden fie ſich aber fpäterhin, fo werden 
als⸗ 


- ** - 


alsdann die zwei Drittheile nach der urſpruͤnglichen Größe des Grundſtuͤcks 
(vor der erſten Land⸗Abfindung) beſtimmt. Be m, ee 

§. 25. Die in dem H. 24. enthaltenen Einſchraͤnkungen ſind lediglich als 

Rechte des Verpflichteten zu betrachten. Wenn daher die Land⸗ Abfindung 

überhaupt nach H. 22. 23. begründet iſt und der Verpflichtete gut findet, von 

dieſen Einſchraͤnkungen ganz oder zum Theil keinen Gebrauch zu machen, ſo 

ſind dieſelben nicht anzuwenden. = : 


$. 26. Zum Behuf der Land- Abfindung iſt der geſammte Roh - Ertrag 
des abzutretenden Landes abzuſchaͤtzen. Dieſem Roh⸗Extrage ſind zugleich auch 
noch diejenigen Nutzungen hinzuzurechnen, welche (wie z. B. Weide u. ſ. w.) mit 
dieſem Abfindungsland auf den Berechtigten uͤbergehen und ihm vorher nicht 
zuſtanden. Dagegen ſind von dem Geſammt⸗Ertrage abzuziehen: 


1) die auf dem Abfindungslande haftende Grundſteuer, ſo wie die nach dem 
Fuße derſelben ausgeſchriebenen Kommunal⸗Abgaben; 

2) alle andere etwa darauf haftende und mit uͤbergehende Real⸗Laſten; 
3) fammtliche Produktionskoſten. 7... en 
F. 27. Soweit die Ländereien des Verpflichteten nicht mehr in einer 
Gemeinheit (Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom ten Juni 1821.) befangen 
ſind, kann der Berechtigte nicht verlangen, daß zum Behuf der Land⸗Abfindung 
eine Umlegung der Grundſtuͤcke vorgenommen werde. Jedoch muß er ſich ge⸗ 
fallen laſſen, daß diejenigen Verpflichteten, von welchen er Land verlangt, oder 
auch einige derſelben, eine Zuſammenlegung des Abfindungslandes nach den 
Beſtimmungen der Gemeinheitstheilungs-Ordnung unter ſich bewirken. Die 
N General⸗Kommiſſionen find verpflichtet, den zu Abgaben Berechtigten von allen 

fie beruͤhrenden Spezial⸗Separationen durch die Regierungs-Amtsblaͤtter Nach⸗ 
richt zu geben, damit ſie eine ſolche Gelegenheit zu ihrer angemeſſenen Abfin⸗ 
dung benutzen konnen. 5 ; 


$. 28. Beſteht das verpflichtete Grundſtuͤck aus Ländereien verſchiedener 
Gattungen, z. B. Aeckern, Wieſen und Huͤtungen, fo ift die Land- Abfindung in 
einem verhaͤltnißmaͤßigen Theil jeder dieſer Gattungen zu beſtimmen. Die 
Ueberweiſung der Land-Abfindung geſchieht uͤbrigens nach den Grundſaͤtzen der 
Gemeinheitstheilungs-Ordnung. 


FH. 29. Wenn nach den Vorſchriften des H. 24. die ganze Leiſtung oder 
ein Theil derſelben der Land-Abfindung nicht unterworfen iſt, ſo iſt in ſoweit der 
Verpflichtete zur Kapitalabfindung befugt; von Seiten des Berechtigten aber 
kann eine ſolche nicht verlangt werden. f 
(No. 1204.) H. 30. 


* 


E 


5) bei ande: ce 30. Bei allen uͤbrigen Real⸗Laſten, welche uͤberhaupt der Abloͤſung 
ren Real- unterworfen find (§§. 1. bis 5.), fie mögen urſpruͤnglich vorhanden geweſen, 


e oder durch Verwandlung anderer Laſten entſtauden ſeyn, iſt der Verpflichtete zur 
\ Kapital- Abfindung befugt; von Seiten des Berechtigten aber kann dieſelbe nicht 
Serlangt werden ß 8 f 

§. 31. Wenn in Folge der H. 22. und 23. eine Land⸗Abfindung eintritt, 
und auf dem Grundſtuͤck außer den Getreide-Abgaben oder Zehenten von 
Boden⸗Erzeugniſſen auch noch andere, demſelben Berechtigten zu entrichtende, 
Leiſtungen haften, ſo kann der Verpflichtete, wenn er es gut findet, auch dieſe 


anderen Laſten dadurch abloͤſen, daß er die Land⸗Abfindung verhaͤltnißmaͤßig 


vermehrt. 


$. 32. Die Kapital- Abfindung geſchieht durch Bezahlung des fünf und 
zwanzigfachen Betrages des Geldwerths einer Jahresleiſtung. : 


§. 33. Die Kapital-Abfindung muß, mit Ausnahme der, in den F. 22. | 


und 23. beſonders beſtimmten Fällen, ſtets in einer unzertrennten Summe 
Gef eher RER RE ER 22 NIRIRE Er 
§. 34. Jede Abfindung iſt der Berechtigte nur in ſofern anzunehmen 
ſchuldig, als der Verpflichtete gegen den Berechtigten weder mit der abzuloͤſenden 
noch mit einer anderen auf demſelben Grundſtuͤck haftenden Leiſtung im Ruͤck⸗ 
ſtande iſt, oder die vollſtaͤndige Abtragung der etwa vorhandenen Ruͤckſtaͤnde 
zugleich anbietet. Iſt jedoch der Abgabenreſt ſtreitig, ſo iſt die Beſtellun 
genuͤgender Sicherheit hinlaͤnglich. i 


$. 35. Wenn auch die Kapital⸗Abfindung in einem der oben beſtimmten 5 


Fälle ($$. 21. 22. 23. 29, 30.) an ſich begründet ſeyn follte, fo iſt dennoch 
der Berechtigte derſelben zu widerſprechen befugt, wenn er beweiſet, daß er 
dadurch das ihm zukommende Recht der Standſchaft verlieren wuͤrde. 


OVerwand⸗ H. 36. In welchen Fällen die Verwandlung der Real⸗Laſten verlangt 
lung. werden kann, wird bei jeder einzelnen Art dieſer Laſten beſonders beſtimmt 


werden. N = 3 
| Dritter Titel. | 
Von der Ablöfung der feſten Geld- Abgaben. 


§. 37. Auf die jährlichen feſten Geld⸗Abgaben, ſie moͤgen urſpruͤnglich | 


als ſolche beſtanden haben, oder durch Verwandlung anderer Leiſtungen ent⸗ 
ſtanden ſeyn, iſt nur die Kapital-Abfindung (HH. 30. 32. 34. 35.) anwendbar 
und auf dieſe auch nur der Verpflichtete anzutragen berechtigt. 


F. 38. 


DE 3 ne astra 
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$. 38. Iſt eine abzuloͤſende feſte Geld⸗Abgabe nicht alljährlich, ſon⸗ 
dern in längeren jedoch gleichfoͤrmigeren Zeitabſchnitten zu entrichten; ſo wird 
nach den Beſtimmungen der $$. 72. 73. verfahren. 8 5 


Bierter Titel. 
Von der Abloͤſung der feſten Getreide-Abgaben. 


$. 39. Unter feſten Getreide-Abgaben werden in dem gegenwaͤrtigen 
Geſetze nur die jaͤhrlich oder in laͤngeren wiederkehrenden Perioden in beſtimmten N 
Quantitäten zu entrichtenden Abgaben in Koͤrnern und Getreide aller Art, die 
einen allgemeinen Marktpreis haben, verſtanden. 5 

Auch der in eben dergleichen Koͤrnern zu entrichtende unabaͤnderliche Sack⸗ 
zehente gehoͤrt dahin. N 

§. 40. Wenn die Abgaben dieſer Art nach den in den §§. 21 — 93. 
enthaltenen Regeln die Kapital-Abfindung eintritt und wenn das Gut außerdem 
denſelben Berechtigten auch noch zu andern feſten Natural⸗ Abgaben (Tit. 5.) 
verpflichtet iſt, ſo hat jeder Theil auch einſeitig das Recht, zu verlangen, daß 
die Kapital⸗Abfindung auf dieſe anderen Abgaben mit erſtreckt werde. 


H. 41. Zum Behuf der Kapital⸗Abfindung wird als Geldwerth einer 


Jahresleiſtung (H. 32.) der vierzehnjaͤhrige Durchschnitt derſelben nach den 


Martini⸗Marktpreiſen angenommen. Derſelbe Preisdurchſchnitt iſt auch bei der 
Land⸗Abfindung zum Grunde zu legen, ſofern es darauf ankommt, den Werth 


des Ertrages in Gelde zu berechnen. 


g. 42. Zu dieſem Zweck werden die dem gegenwaͤrtigen Geſetze unter⸗ 
worfenen Landestheile in beſondere Preisbezirke eingetheilt, und es wird fuͤr 
einen jeden dieſer Bezirke derjenige Ort beſtimmt und oͤffentlich bekannt gemacht, 
deſſen Marktpreis als allgemeiner Marktpreis des ganzen Bezirks angeſehen 
werden ſoll. Es ſind zu dieſem Zweck ſolche Orte auszuwaͤhlen, an welchen ein 
bedeutender und regelmaͤßiger Abſatz des Getreides, mittelſt Feilſtellung auf 
offenem Markte, Statt findet. 


f §. 43. Wenn eine Gegend keine regelmaͤßige Getreidemaͤrkte hat, ſo 
wird fuͤr dieſelbe ein moͤglichſt benachbarter wirklicher Marktort angewieſen. Die 
Preiſe dieſes Marktortes werden mit den Preiſen jener Gegend in den letzten 
vierzehn Jahren vor Bekanntmachung des gegenwärtigen Geſetzes (mit Weg⸗ 


laſſung der zwei theuerſten und zwei wohlfeilſten) verglichen und daraus ein 


bleibendes Normal-Verhaͤltniß beider Preiſe berechnet. Bei jeder kuͤnftigen 
Preis⸗Ermittelung für jene Gegend wird der Preis des angenommenen Markt⸗ 
Ortes zum Grunde gelegt und durch das fuͤr immer beſtimmte Normal⸗Verhaͤlt⸗ 
niß reduzirt. 


Jahrgang 1829. — (No. 1204.) O §. 44. 
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3 F. 44. Wenn der Bezirk „in welchem ſich ein wirklicher Marktort befin⸗ 
det, ſo ausgedehnt iſt, daß in den entlegeneren Theilen deſſelben die Preiſe 
regelmaͤßig geringer oder hoͤher, als an dem Marktorte ſelbſt, zu ſeyn pflegen, 
ſo iſt der ganze Bezirk in kleinere Bezirke zu vertheilen, und fuͤr jeden derſelben 
ein bleibendes Normal-Verhaͤltniß zum Preiſe des Marktorts feſtzuſtellen, 
welches ſodann bei kuͤnftigen Preis-Ermittelungen Feel zum Grunde zu 
legen iſt. 


„F. 45. Wenn eine Gegend zwar einen wirklichen Marktort hat, an 


dieſem aber für manche Getreide⸗Arten keine Marktpreiſe aufgezeichnet zu werden 


pflegen, fo find daſelbſt die in ſolchen Getreide⸗Arten beſtehenden Abgaben nach 
den Beſtimmungen des fuͤnften Titels zu beurtheilen. 


§. 46. Wenn das berechtigte oder verpflichtete Gut, oder auch der von 
beiden etwa verſchiedene Ort der Entrichtung nicht insgeſammt in demſelben 
Preis bezirke egen \ ift jederzeit auf die Lage des Orts der Entrichtung a“ 
ſehen. 


§. 47. Unter dem Martinipreis iſt der Durchſchnittspreis aller Markt⸗ 
tage derjenigen funfzehn Tage zu verſtehen, in deren Mitte der Martinitag fallt. 


$. 48. Für diejenigen Gegenden, worin der lebhafteſte Getreideverkehr 
in eine andere Jahreszeit als um den Martinitag faͤllt, haben die Behörden 
einen andern Zeitpunkt feſtzuſetzen und öffentlich bekannt zu machen. . 


$. 49. Der vierzehnjaͤhrige Preisdurchſchnitt (§. 41.) iſt auf folgende 
Weiſe zu ermitteln. Zuerſt werden die Preiſe aus den vierzehn letzten Jahren 
vor Bekanntmachung des gegenwaͤrtigen Geſetzes (mit Weglaſſung der zwei 
theuerſten und der zwei wohlfeilſten Jahre) zuſammengerechnet und daraus der 
mittlere Durchſchnitt gezogen. Sodann wird ein gleicher Durchſchnitt gezogen 
aus den vierzehn letzten Jahren (mit Weglaſſung der zwei theuerſten und der 
zwei wohlfeilſten) vor Anbringung der Provokation. Aus beiden Durchſchnitten 
endlich wird wiederum der mittlere Durchſchnitt berechnet und dieſer bildet die 
Grundlage der Kapital-Abfindung. Faͤllt der Antrag in die im H. 47. bee 
ſtimmten funfzehn Tage, ſo gehoͤrt der Martinipreis des laufenden Kalender⸗ 
Jahres nicht mit zu den vierzehn Jahrespreiſen, deren Durchſchnitt zu beruͤck⸗ 
ſichtigen iſt. 

Die Regierungen werden den ſich aus beiden aufgeſtellten Berechnungen 
fuͤr das laufende Jahr ergebenden Durchſchnittspreis jährlich durch die Amts⸗ 
Blatter bekannt machen kaſſen. 


§. 50. Wegen der Land⸗ Abfindung für die feſten Getreide ⸗ Abgaben iſt 
bereits in den . 22. und folg, das Noͤthige beſtimmt. 
§. 51. 


ÿ ee 


REGEL Die Verwandlung der Getreide⸗Abgaben in Geld⸗Abgaben kann 
in der Regel nur durch freie Uebereinkunft bewirkt werden. Ausnahmsweiſe 
tritt ſie durch die Wahl des Provokaten ein, wo die Ergaͤnzung einer unvoll⸗ 
ſtändigen Land⸗Abfindung nöthig iſt G. 24.). In dieſem Falle wird die Be⸗ 
rechnung der Geldrente nach denſelben Grundſaͤtzen gemacht, welche fuͤr die 
Kapital⸗Abfindung (H. 41. und folg.) vorgeſchrieben ſind. 7 


n Geld⸗Abgaben, welche nicht in feſten Summen beſtehen, ſon⸗ 
dern mit den Getreidepreiſen (ſey es jaͤhrlich oder in längeren Perioden) ſteigen 
und fallen, koͤnnen nach denſelben Regeln, wie die Getreide-Abgaben (F. 40 — 
459.) in Kapital abgeloͤſet werden. Allein weder die Land-Abfindung noch die 
Verwandlung in feſte Geld-Abgaben iſt bei denſelben, außer dem Wege der 
freien Uebereinkunft, zulaͤſſig. * a 
A Fünfter Titel. 
Von der Ablöfung der feſten Natural-Abgaben 
ä außer dem Getreide. 


§. 53. Feſte Natural⸗Abgaben, außer den im H. 39. angeführten, ſie 
mögen in vegetabiliſchen oder animaliſchen, in inlaͤndiſchen oder auslaͤndiſchen 
Erzeugniſſen, oder auch in Manufaktur⸗Waaren beſtehen, koͤnnen durch Kapital⸗ 
Abfindung, durch Verwandlung in Geld-Abgaben oder ausnahmsweiſe im Fall 
des 34 ſten $. durch Land- Abfindung abgelöfet werden. 2 | 


H. 54. Zum Behuf der Kapital⸗Abfindung haben die Behoͤrden ſogleich 
ein Verzeichniß aller in ihren Bezirken (H. 42.) vorkommenden Gegenſtaͤnde 
ſolcher Natural⸗Abgaben aufzunehmen. Ihr Preis iſt nach einem vierzehn⸗ 
jaͤhrigen Durchſchnitt (mit Weglaſſung der zwei theuerſten und der zwei wohl⸗ 
feilſten Jahre) zu ermitteln und fuͤr die naͤchſten zehn Jahre als guͤltig zu 
beſtimmen. a 2 3 \ 
Bei jeder kuͤnftigen Kapital „Abfindung wird die Natural⸗Abgabe nach die⸗ 
ſem Preiſe berechnet und tritt dabei die Verfügung des §. 32. fo wie auch die 
des $ 126. ein, . 
g. 35. Daſſelbe Verfahren iſt auf diejenigen Getreide⸗Abgaben anzu⸗ 
wenden, fuͤr welche in einzelnen Bezirken keine Marktpreiſe aufgezeichnet wer⸗ 
den (9. 45.). se ee 
g. 36. Von zehn zu zehn Jahren ſind dieſe Preiſe zu revidiren und mit 
den alsdann noͤthig befundenen Abaͤnderungen von Neuem bekannt zu machen. 
Bei allen vor dieſer Bekanntmachung in Antrag gebrachten Regulirungen werden 
noch die Preiſe der vorhergehenden zehn Jahre zum Grunde gelegt. 
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§. 57. Der Antrag auf Verwandlung ſolcher Abgaben in feſte Geld⸗ 
Abgaben ſteht beiden Theilen frei und es find darauf die in §. 54 — 56. für die 
Kapital⸗Abfindung gegebenen Vorſchriften gleichfalls anzuwenden. 


Se iter Titel. 
Von der Ablöfung der Zehenten. 


§. 58. Die Zehenten koͤnnen durch Kapital⸗ e durch Land⸗ 
Abfindung oder durch Verwandlung abgeloͤſt werden. 


$. 39. Zehenten von Boden⸗ ⸗Erzeugniſſen, welche einem und demſelben 
Berechtigten aus einem und demſelben Zehentrechte zuſtehen und auf einer und 
derſelben Zehentflur (oder wo dieſe Beſtimmung nicht zutrift, Zehentbezirk) 
haften, koͤnnen, wenn die Verpflichteten provoziren, nur von ſaͤmmtlichen Zehent⸗ 
pflichtigen dieſer Zehentflur, in Ruͤckſicht eines und deſſelben Zehentherrn gemein⸗ 
ſchaftlich abgelöfet werden, und muß ſich bei der Ablöfung die Minoritaͤt, den 
Verfuͤgungen des H. 6. gemaͤß, dem Beſchluſſe der Majoritaͤt unterwerfen. 


Beſitzer einzelner Hoͤfe, die nicht in einer ſolchen Gemeinſchaft find, koͤnnen 
jederzeit auf Abloͤſung der darauf haftenden Zehentpflicht antragen. 


$. 60. Betrifft der Zehente beſtimmte Gegenſtaͤnde, ſo iſt durch Gut⸗ 
achten der Sachverſtaͤndigen zu beſtimmen, welche Quantität dieſer Gegenſtaͤnde 
nach dem mittleren Durchſchnitt mehr oder weniger ergiebiger Jahre als Ertrag 
des Zehenten anzuſehen iſt. Bei dem Getreide iſt dieſer Ertrag ſowohl in 
Koͤrnern, als in Stroh, beſonders feſtzuſetzen. 


$. 61. Betrifft der Zehente nicht beſtimmte Gegenſtaͤnde, folder f im 
Allgemeinen alle Erzeugniſſe des Grundſtuͤcks oder gewiſſer Theile deſſelben, fo 
ift eben fo durch Gutachten der Sachverſtaͤndigen die Quantität einzelner Getreide⸗ 
arten und anderer Erzeugniſſe zu beſtimmen, welche als wahrſcheinlicher Durch⸗ 
ſchnitts⸗ Ertrag dieſes Zehenten anzuſehen iſt. 

$. 62. Nachdem durch dieſe Schaͤtzungen (SS. 60. 61.) der Zehente 
auf eine feſte Natural⸗Abgabe berechnet iſt, ſo ſind darauf diejenigen Grundſaͤtze 
der Kapital⸗ Abfindung, der Land-Abfindung oder der Verwandlung anzuwen⸗ 


den, welche im vierten und fünften Titel für die Ablöfung der fete Natural⸗ 
Abgaben aufgeſtellt ſind. 


$. 63. Außerdem kann aber ſowohl der Berechtigte als der Verpflichtete 
verlangen, daß der Zehente in eine bleibende feſte Natural⸗Abgabe verwandelt 
werde, welche der Verpflichtete an denjenigen Ort abzuliefern hat, wohin der 
Natural⸗Zehente von dem Zehentberechtigten gebracht zu werden pflegte. Die 
Verwandlung geſchieht, in Anſehung des in Getreide beſtehenden Ertrags, durch 
eine 
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* Res feſte Abgabe in Getreide gleicher Art; in Anſehung des übrigen Ertrags 
Ser, durch eine feſte Abgabe in dem Hauptgetreide des Orts, wo das belaſtete 
Grundſtück belegen iſt. Wenn über die für das Stroh zu leiſtende Verguͤtung 
eine freie Uebereinkunft nicht zu Stande kommt und der Zehente ein Zubehoͤr 
eines Landgutes oder uͤberhaupt einer laͤndlichen Wirthſchaft iſt, ſo kann der 
Berechtigte verlangen, daß dafur eine feſte Abgabe in Stroh, neben der Abgabe 
in Körnern, auf zwoͤlf Jahre feſtgeſetzt werde, welche gleichfalls an dem oben 
bezeichneten Orte abzuliefern iſt. Wenn aber der Zehente kein Zubehör eines 
Landgutes oder einer laͤndlichen Wirthſchaft iſt, fo wird auch fuͤr das Stroh 
eine Entſchaͤdigung in Koͤrnern gegeben. Daſſelbe geſchieht, wenn die fuͤr die 
Natural⸗Abgabe in Stroh vorgeſchriebenen zwölf Jahre abgelaufen ſind. 


Fur die fernere Ablöfung der fo entſtandenen feſten Natural⸗Abgaben ſind 
kuͤnftighin die Vorſchriften des vierten Titels anzuwenden. | 
$. 64. Bei jeder Ablöfung eines Getreide⸗Zehentens ſind von dem 
Ertrage die Koſten des Einfahrens und des Dreſchens in Abzug zu bringen. 
Dagegen ſind alle andere Koſten, die etwa der Zehentberechtigte bei dem Natural⸗ 
Zehenten aufzuwenden hatte, (3. B. die Beſoldung eines Zehentners, die Unter⸗ 
haltung einer Zehentſcheune de.) eben fo wenig in Anſchlag zu bringen, als der 
beſondere Vortheil, welchen etwa der Zehentberechtigte aus dem Natural⸗Zehen⸗ 
ten nach ſeinen Wirthſchaftsverhaͤltniſſen ziehen konnte. Auch die Koſten des 
Einfahrens ſind in den Faͤllen ausnahmsweiſe nicht abzuziehen, in welchen der 
Zehent⸗Pflichtige den Natural-Zehenten dem Berechtigten zu uͤberbringen ver⸗ 
pflichtet iſt. e a 


H. 65. Bei jeder Art der Zehent-Abloͤſung iſt derjenige Zuſtand der 
Ertragsfaͤhigkeit zum Grunde zu legen, in welchem ſich das zehentpflichtige 
Grundſtuͤck zur Zeit der Abſchaͤtzung des Zehent⸗Ertrages (N. 60. 61.) 
befindet. g i 
F. 66. Sind Zehent⸗Regiſter gefuͤhrt worden, fo müffen dieſelben zum 
Behuf der Abſchaͤtzung vorgelegt werden; es bleibt jedoch dem Ermeſſen der 
Behoͤrde uͤberlaſſen, welcher Gebrauch von dieſen Regiſtern zu machen ſeyn 
moͤge. f a 


Siebenter Titel 
Von der Ablöſung zufaͤlliger Rechte. 


$. 67. Die zufälligen Rechte, d. h. diejenigen Leiſtungen, bei welchen 
entweder der Zeitpunkt der Entrichtung, oder der Umfang des Gegenſtandes, 
oder beides zugleich unbeſtimmt iſt, koͤnnen durch. Kapital⸗Abfindung, durch 
(No. 1204.) Ver⸗ 
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durch Land Abfindung abgeloͤſt werden. 


$. 68. Die Kapital⸗ Abfindung gefchieht m nur auf den Ag des Ver⸗ 


pflichteten; die Verwandlung in Geldrente aber kann ſowohl der Neue 
als der Verpflichtete verlangen. 


Zum Behuf dieſer beiden Arten de der Ablesung ia die Ermittelung des Höfer 


lichen Werths der Leiſtung noͤthig, welche nach folgenden Grundſaͤtzen geſchieht. 


69. ae jährliche Werth der Laudemien (Antrittsgelder, Gewinn⸗ 


Gelder 200 wird nach folgenden Berſchiedenheiten beſtimmt: 


4) 
2) 
3) 


wenn ſie bei jeder Vererbung des belaſteten Guts entrichtet werden müſſen, 


ſo ſind drei Veraͤnderungsfaͤlle auf Ein Jahrhundert zu rechnen; 


ſind die Deszendenten des verſtorbenen Beſitzers von der Entrichtung be⸗ 


freit, ſo iſt nur Ein Fall guf Ein Jahrhundert anzunehmen; 


ſind zwar, wie es in einigen Gegenden Weſtphalens uͤblich iſt, die? Des⸗ 
zendenten des letzten Beſitzers von den Beränderungs- Gebühren frei, muß 


aber dagegen jede Perſon, welche den Beſitzer eines Grundſtuͤcks heirathet, 


dieſelben bezahlen, ſo werden, wie in dem Falle au 1. Ian 5 


= Falle auf Ein Jahrhundert gerechnet; N 
wenn, wie in andern Gegenden Weſtphalens or, nicht blos im 


40 


50 


Vererbungsfalle, ſondern auch von dem Ehegatten des Erben, Veraͤnde⸗ 


rungs-Gebuͤhren (Gewinngelder) gezahlt werden muͤſſen; ſo werden das 


Aufkommen des Erben und deſſen Verheirathung zuſammen fuͤr Einen Fall 
angenommen, ſolcher Faͤlle drei auf Ein Jahrhundert gerechnet, und die 
Gewinngelder, welche er und ſein Ehegatte zu zahlen hat, ſo zuſammen⸗ 
gerechnet, als ob er (der Erbe) beide Saͤtze ſogleich bei dem Aufkommen 
auf das Grundſtuͤck zu entrichten gehabt haͤtte; 


wenn, wie neben den zu 3. und 4. bezeichneten Fallen auch in Weſtphalen 
vorkommt, nach dem Tode des e einen ober des andern Ehegatten des letzten 
Beſitzers der Ueberlebende ſich wieder verheirathet und dann von dem zwei⸗ 
ten nur auf Mahljahre zum Mitbeſitz gelangenden Ehegatten, und eben ſo 
beim Aufkommen fernerer mahljaͤhriger Beſitzer in Folge weiterer Verheira⸗ 
thungen, Veraͤnderungs-Gebuͤhren (Gewinngelder) gezahlt werden muͤſſen; 
ſo wird noch fuͤr die Gewinngelder, welche die mahljaͤhrigen Beſitzer zu 


entrichten haben, Ein Sukzeſſionsfall auf Ein Jahrhundert gerechnet und 


| deſſen N dem der ! Fate hinzugeſchlagen; 8 


N 


22 
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6) finden die Veraͤnderungs⸗Gebuͤhren auch im Falle des Abſterbens des Be⸗ 
rechtigten ſtatt, ſo werden gleichfalls drei ſolcher Weränderungsfälle auf 
Ein Jahrhundert gerechnet; iſt aber in einem ſolchen Falle nn 
7) der Beſitz, bei deſſen Wechſel die Zahlung der Laudemien geſchehen muß, 
aan ein Amt, an eine Dignitaͤt, oder an ein Seniorat gebunden, ſo wer⸗ 

den ſechs Veraͤnderungsfaͤlle in der Perſon des Berechtigten auf Ein Jahr⸗ 


hundert gerechnet; ir RE 3 


8) find die Laudemial-Gebühren nicht blos bei Vererbungen, fondern auch 
bei Veraͤußerungen in der dienenden Hand zu bezahlen, ſo wird angenom⸗ 
men, daß zwei Veraͤußerungsfaͤlle in einem Jahrhundert vorkommen; und 
eben daſſelbe iſt der Fall, wenn ſie auch bei Veraͤußerungen des Ober⸗ 
Eigenthums erlegt werden muͤſſen. ER 


Sollte jedoch bei No. 7. und 8. von einem der Betheiligten der Nachweis 
geführt werden koͤnnen, daß in einem Jahrhundert ſich mehr oder weniger Faͤlle 
ereignet haͤtten, ſo ſind die angenommenen Faͤlle danach zu beſtimmen. 


VUuaoebrigens verſteht es ſich von felbft, daß, da mehrere dieſer Faͤlle von 
No. 1, bis 8. neben einander beſtehen koͤnnen und bisher wirklich beſtanden 
haben, z. B. No. 1. und 6., No. 1. und 8., No. 3. 4. und 5., bei Ablöfung 
der Laudemial⸗Gebuͤhren jeder dieſer Faͤlle, fo weit er vorgekommen iſt, zum 
Anſchlag kommen muß. 


§. 70. Ueberall wird ſodann derjenige Betrag der Laudemial⸗Gebuͤhren 
zum Grunde gelegt, welcher durch Kontrakte oder Regiſter, oder vormalige 
Landesgeſetze oder Herkommen beſtimmt worden iſt. Sind aber nicht hinlaͤngliche 
Nachrichten diefer Art vorhanden, fo geſchieht die Berechnung nach demjenigen 
Betrage derſelben, welcher in den letzten ſechs Veraͤnderungsfaͤllen wirklich 
bezahlt iſt; und kann auch dieſer nicht ausgemittelt werden, ſo muß die Durch⸗ 
ſchnittsſumme derjenigen Faͤlle, welche bekannt find, als Einheit zum Grunde 
gelegt werden. ’ 

Sollte auf dieſe Weiſe der Betrag der Gewinngelder von mahljahrigen 
Beſitzern (H. 69. No. 5.) nicht ausgemittelt werden koͤnnen, fo ſoll der halbe 
Betrag Eines vollen Gewinngeldes der wirklichen Beſitzer deſſelben Grundſtuͤcks 

angenommen werden. i 
Iſt der Betrag der Laudemial⸗Gebuͤhren in irgend einem Falle aus dem 
Grunde nicht genau feſtzuſtellen, weil, was in Weſtphalen oft vorgekommen, 
der Sterbefall und der Gewinn zuſammen in Einer Summe behandelt wurde, 
ſo ſoll in ſolchem zweifelhaften Falle die Haͤlfte dieſer Summe als Betrag der 
Gewinngelder angenommen werden. 
(No. 12040 $ 71. 


$. 71. Der aus Hh. 69. 70. hervorgehende Betrag aller auf Ein Jahr⸗ 
hundert treffenden Veraͤnderungsfaͤlle wird zuſammengerechnet und die Summe 
durch Hundert getheilt. Der Quotient iſt der jaͤhrliche Werth, zu welchem das 
Laudemium anzuſchlagen iſt. Er 

$. 72. Iſt aber das Laudemium jedesmal nach einer beſtimmten Zahl 
von Jahren zu entrichten, fo wird der nach $. 70. ausgemittelte Betrag durch 
die Zahl dieſer Jahre getheilt und der Quotient iſt als der jaͤhrliche Werth des 
Laudemiums anzuſehen. EN en 

$. 73. Außerdem muß der Verpflichtete, bei jeder Art der Ablöfung, 
auch noch die nach SS. 69. bis 72. berechnete Jahresrente fuͤr ſo viele Jahre 
baar bezahlen, als von dem letzten Entrichtungsfall bis zur Zeit der Ablöfung 
verfloffen ſeyn werden. . 

Wenn in beiden Faͤllen §. 71 — 73. feit dem letzten Entrichtungsfall 
die angenommene Durchſchnittsperiode noch nicht verfloſſen, ſo ſteht nur dem 
Berechtigten, iſt fie aber ſchon verfloſſen oder uͤberſchritten, nur dem Verpflich⸗ 
teten das Provokationsrecht zu. Dies gilt indeſſen nur bis zum Eintritt des 
erſten Entrichtungsfalles, als von welchem an beiden Theilen frei ſtehet, auf 
Abloͤſung anzutragen. f a 

$. 74. Nach denſelben Grundſaͤtzen iſt in Anſehung aller andern Abga⸗ 
ben zu verfahren, bei welchen entweder die Zeit der Entrichtung, oder die Groͤße 
der Abgabe, unbeſtimmt iſt. Dieſes gilt inſonderheit in Anſehung des Sterbefalls 
oder Beſthaupts, wo dieſes Recht noch fortdauert, und es ſind bei demſelben 
drei Entrichtungsfaͤlle auf ein Jahrhundert zu rechnen. 


$. 75. Der jährliche Werth des Heimfallsrechts wird ohne Unterſchied, 

ob es neben dem Laudemium oder ohne daſſelbe beſtehe, und ohne Unterſchied der 
einzelnen Landestheile, fuͤr welche das gegenwärtige Geſetz erlaſſen iſt, auf eine 
Rente angeſchlagen, welche zwei Prozent vom reinen Ertrag des Guts betraͤgt. 
Bei der Berechnung dieſes reinen Ertrages ſollen jedoch nicht nur die oͤffentlichen 
Abgaben, ſondern auch die gutsherrlichen Leiſtungen und alle übrige Real⸗Laſten, 
insbeſondere auch die Zinſen der darauf vor Einfuͤhrung der fremden Geſetze 
hypothekariſch verſicherten Schulden, in Abzug gebracht werden, in ſoweit dieſe 
von dem Gutsherrn anerkannt werden muͤſſen. Der Umfang dieſer Abzuͤge wird 
nach der Zeit des Antrages auf Abloͤſung beſtimmt. Die Vorſchrift des F. 73. 
findet bei der Abloͤſung des Heimfalls keine Anwendung. Steht jedoch das 
belaſtete Gut nur noch auf vier Augen, ſo hat der Berechtigte die Befugniß, die 

Abloͤſung des Heimfallsrechts zu verweigern. . 


$. 76, Iſt in Gemaͤßheit des Bergiſchen Geſetzes vom 12ten Dezember 
1808. Art. 4. und 6. bis 8. das Heimfallsrecht, der Sterbefall und die Auf⸗ 
N laſſung 


laſſung bereits durch wirkliche Zahlung der angeordneten Mehrpacht entſchaͤdigt 


worden, ſo iſt die Abloͤſung dieſer Rechte dadurch als vollendet anzuſehen, wenn 


gleich die im 11ten Artikel des Geſetzes verfuͤgte Eintragung in das Hypotheken⸗ 
Buch noch nicht erfolgt ſeyn ſollte. i a 


Das vorliegende Geſetz iſt folglich auf Faͤlle dieſer Art Inh anzuwenden. 


Achter Titel. 
Von der Ablöfung der Dienſte. 


§. 77. Die Abloͤſung der Dienſte geſchieht durch Kapital-Abfindung, 
durch Verwandlung in feſte Geldrenten und ausnahmsweiſe im Fall des $. 31. 
durch Land-Abfindung. f 
ö §. 78. Spanndienſte und die von Spanndienſtpflichtigen zu leiſtenden 
Handdienſte koͤnnen, wenn ſie bisher herkoͤmmlich zu einem und demſelben berech⸗ 
tigten Gute in natura geleiſtet worden ſind, nur gleichzeitig von ſaͤmmtlichen 
Dienſtpflichtigen der vorbemerkten Art abgelöfet werden, wenn der Antrag dazu 
von ihnen ausgeht und der Berechtigte nicht in die Ablöfung Einzelner willigt. 
Rn: Die Majoritaͤt ſolcher Dienſtpflichtigen kann ungeachtet des Widerſpruchs 
der Minoritaͤt die Abfindung bewirken, und finden alsdann die Beſtimmungen des 
$. 6. Anwendung. 


$. 79. Die Verwandlung der Dienſte geſchieht, ſowohl auf Antrag des 
Berechtigten, als des Verpflichteten, vermittelſt einer feſten Geldrente. 


§. 80. Zum Behuf einer jeden Art der Abloͤſung der Dienſte iſt die 
Ausmittelung des Geldwerths einer jaͤhrlichen Leiſtung derſelben noͤthig, welche 
nach folgenden Regeln zu bewirken iſt. i 


. In den Faͤllen, worin die Dienſte nach dem Umfange der zu 
leiſtenden Arbeit beſtimmt ſind, ſoll durch Sachverftändige beſtimmt werden, 


welche Koſten der Dienſtberechtigte aufzuwenden hat, um die den Dienſtpflichtigen 


obliegende Arbeit durch eigenes Geſpann, Knechte oder Tageloͤhner zu beſtreiten. 


Die Summe dieſer Koſten iſt durch Berechnung auf die einzelnen Dienſtpflichtigen, 
nach Verhaͤltniß ihrer Beitragspflicht, auszutheilen. 


$. 82. Wenn dagegen die Dienſte nicht nach dem Umfange der zu 
leiſtenden Arbeit, ſondern nach Tagen beſtimmt ſind, ſo ſollen fuͤr beſtimmte 
Gegenden durch Sachverſtaͤndige Normalpreiſe ſowohl für Hand- als auch für 
Spanndienſte nach folgenden Grundſaͤtzen beſtimmt werden, und iſt hierbei das 
im H. 135. angeordnete Verfahren zu beobachten. 8 
Jahrgang 1829. — (No. 1204.) P H. 83. 


en 


F. 83. A, In den zur Provinz Sachſen, zur Rheinprovinz und zur 
Altmark gehoͤrigen Landestheilen ſind bei jeder Provokation ohne Unterſchied 
folgende Thatſachen zum Grunde zu legen: u . e 

4) die Lange der Arbeitszeit, fo wie dieſelbe nach Anfang, Ende und Rühe⸗ 
Stunden durch das Herkommen beſtimmt iſt; SR 5 

2) die Art der Arbeit, in ſofern dieſelbe in einzelnen Faͤllen einen beſonderen 
Werth hat (3. B. Erndtedienſt); a 

3) die aus dem Nahrungszuſtand der Gegend hervorgehenden Arbeitskraͤfte; 

40 der Durchſchnitt moͤglichſt vieler Dienſt⸗Reluitionen, welche in den letzten 

zehn Jahren vor Einführung der fremden Geſetze in dieſer Gegend wirklich 

vorgekommen, wobei jedoch die Reluitionen in Unſeren landesherrlichen 
Domainen nicht zu beachten find. N 


H. 84. B. In den zur Provinz Weſtphalen ‘gehörenden Landestheilen 
dagegen ſoll folgender Unterſchied beobachtet werden: ES 


a) wenn der Berechtigte auf Abloͤſung provozirt, ſollen alle Dienſte nach dem 
Durchſchnitt der Reluitionspreiſe, welche in den letzten zehn Jahren vor 
Einführung der fremden Geſetze in der Gegend wirklich vorgekommen, ab⸗ 
gelöft, jedoch dabei auf die Reluitionspreiſe bei den Domainen keine Ruͤck⸗ 
ſicht genommen werden ee 

b) wenn aber der Verpflichtete auf Ablöfung provozirt, fo ſind die Dienfte 
nach dem wahren Werth, fuͤr welchen die zu fordernde Arbeit an dem 
Orte fuͤr Geld zu beſchaffen iſt, abzuſchaͤtzen und bei den hieruͤber zu 
beſtimmenden Normalpreiſen die ortsuͤblichen Tage- und Fuhrlohnsſaͤtze an⸗ 
zunehmen (jedoch die Reluitionspreiſe bei den Domainen dabei nicht zu 
beachten) und von dem darnach zu ermittelnden Preife mit Berüͤckſichtigung 
der Lokal-⸗Umſtaͤnde 3 bis 5 abzuſetzen, in welchem Ruͤckſchlag auch ſchon 
der Werth der Gegenleiſtungen begriffen iſt. = 
H. 85. In beiderlei hier bezeichneten Landestheilen find die in den 

. 83. und 84. naͤher bezeichneten Normal- und Durchſchnittspreiſe ein fir 

allemal auszumitteln, öffentlich bekannt zu machen und kuͤnftig bei jeder einzelnen 

Abloͤſung anzuwenden. 8 s = 


Neu mber ! d 
Von der Abloͤſung der Zwangs- und Bannrechte. 


§. 86. Die in einem Theil der vormals franzoͤſiſchen Departements 
noch fortdauernden Zwangs- und Bannrechte (H. 40. des Geſetzes für die vor⸗ 
- mals 


92 


— 83 — 


4 2 


mals franzoͤſiſchen Departements vom 21ſten April 1825.) koͤnnen durch 


1 


Kapital⸗Abfindung oder durch Verwandlung abgelöft werden, ohne Unterſchied, 


bb ſie einzelnen Grundſtuͤcken als Real⸗Laſten obliegen oder nicht. 


$. 87. Bezieht ſich das Zwangs- oder Bannrecht auf Einzelne, ſo 
find dieſe zur Ablöͤſung berechtigt und verpflichtet; bezieht es ſich auf ganze 
Gemeinden, ſo ſind die Gemeinden als folche- dazu berechtigt und verpflichtet. 


§. 88. Die Verwandlung geſchieht, ſowohl auf Antrag des Berechtig⸗ 
ten als des Verpflichteten, vermittelſt einer feſten Geldrente. 


F. 89. Zum Behuf jeder Art der Abloͤſung wird der jaͤhrliche Werth 
des Zwangs- oder Bannrechts nach den Vorſchriften ermittelt, welche in den 
c. 84. bis 87. des angeführten Geſetzes fuͤr die Gewaͤhrsleiſtung ertheilt wor⸗ 
den ſind. 8 
N F. 90. Dieſelben Beſtimmungen ſollen auch in den vormals Hannoͤver⸗ 
ſchen Landestheilen eintreten. ($. 118. K. 108 — 112. des Geſetzes vom 
21ſten April 1825. für das vormalige Königreich Weſtphalen). 


e er ikee 


Von den Rechten und Verbindlichkeiten dritter Perfonen, 


in Beziehung auf die Abloͤſung. 


$. 91. Die für die abgelöfeten Abgaben, Zehenten und Dienſte feſtge⸗ 
ſetzten Jahresrenten oder Kapitalien genießen daſſelbe Vorzugsrecht vor andern 
hypothekariſchen Forderungen, welches den Abgaben und Leiſtungen ſelbſt 
zuſtand. N 


F. 92. Die für abgelöfete Leiſtungen zur Entſchaͤdigung gegebenen 
Grundſtuͤcke, Kapitalien und Jahresrenten treten in Ruͤckſicht der Lehns⸗ und 
Fideikommiß⸗ Verbindungen und der hypothekariſchen Schulden in die Stelle der 
abgelöfeten Leiſtungen. a | 


$. 93. Es muß jedoch wegen der zur Abfindung hergegebenen, nicht 
ſofort bezahlten, dem Berechtigten aber durch Eintragung bei dem verpflichteten 
Gute geſicherten Kapitalien, imgleichen wegen der zum gleichen Behuf feſtgeſetz⸗ 
ten Jahresrenten, in dem Hypothekenbuche bei dem belaſteten Gute vermerkt 
werden, daß das Kapital und beziehungsweiſe die Jahresrente ein Zubehoͤr des 
berechtigten Gutes, und die Faͤhigkeit des Beſitzers, daruͤber zu verfuͤgen, aus 
dem Hypothekenbuche bei dem letztgedachten Gute zu erſehen ſey. 
F. 94. Die hypothekarxiſchen Glaͤubiger des Berechtigten koͤnnen der 
Abloͤſung nicht widerſprechen. 
(No, 1204.) P 2 $. 95. 


. 


F. 98. Ihrer Zuziehung bei dem Ablöfungsgefchäfte bedarf es nicht. 2 | 


$. 96. Sind jedoch Pertinenzſtuͤcke eines Guts gegen eine baare ein für 
allemal zu entrichtende Verguͤtung abgetreten worden, ſo muͤſſen die Behoͤrden, 
welche das Geſchaͤft dirigiren, ein ſolches Abkommen den Hypotheken⸗Glaͤubi⸗ 
gern zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame bekannt machen. Er 

$. 97. Dieſen fteht alsdann frei zu verlangen, daß der Schuldner die 
ihm ausgeſetzte baare Verguͤtung entweder zur Wiederherſtellung ihrer durch die 
Abtretung geſchmaͤlerten Sicherheit, oder zur Abſtoßung der zuerſt eingetragenen 
Kapitalspoſten, ſoweit ſie dazu hinreicht, verwende. N 

$. 98. Kann oder will der Schuldner weder eins noch das andere be⸗ 
werkſtelligen, fo find die Hypotheken-Glaͤubiger befugt, ihre Kapitalien auch 
noch vor der Verfallzeit aufzukuͤndigen. 

§. 99. Sie muͤſſen aber von dieſem Rechte binnen ſechs Wochen nach 
der ihnen zugekommenen Anzeige Gebrauch machen. 


§. 100. Thun ſie das, ſo bleibt ihnen ihr hypothekariſches Recht auf 


das abgetretene Pertinenzſtuͤck bis zum Austrage der Sache zwar vorbehalten, 


jedoch koͤnnen ſie ſich nur wegen der von dem neuen Beſitzer zu entrichtenden Geld⸗ 
Summe an denſelben, und an das abgetretene Pertinenzſtuͤck halten. 


$. 101. Verabſaͤumen fie aber die geſetzliche Friſt, fo verloͤſcht ihr 
Hypothekenrecht auf das abgetretene Pertinenzſtuͤck. = 

§. 102. Bei entſtehenden Hinderniſſen kann ſich der Verpflichtete feiner 
ſeits durch gerichtliche Niederlegung des Abloͤſungskapitals von aller Verhaf⸗ 
tung befreien. 8 

$. 103. Bei Land⸗Abtretungen und den hierbei für den neueſten Duͤn⸗ 
gungszuſtand und fuͤr Verbeſſerungs-Arbeiten zu entrichtenden Geldentſchaͤdigun⸗ 
gen, iſt die nach H. 96. eintretende Bekanntmachung an die Hypothekenglaͤubiger 
gleichfalls erforderlich; jedoch koͤnnen dieſelben nur die Verwendung der letztern 
in das Gut und zu deſſen Kultur verlangen, und deshalb nur ihre Schuldner in 
Anſpruch nehmen. i 8 = 

$. 104. In wie weit der Lehnsherr, die Lehnsfolger, Nutznießer oder 
Wiederverkaufs-Berechtigten bei der Abloͤſung zugezogen werden muͤſſen, iſt 
nach den Vorſchriften der Verordnung vom 7ten Juni 1821. uͤber die Ausfuͤh⸗ 
rung der Gemeinheitstheilungs- und Abloͤſungs-Ordnung HH. 11 — 15. zu 
beurtheilen. TER 5 

H. 105. Der Lehnsherr, die Lehns- und Fideikommißfolger koͤnnen 
jedoch der Abloͤſung ſelbſt, in ſoweit ſolche nach der gegenwaͤrtigen Verordnung 

i an 


men 85 — 


an ſich zulaͤſſig iſt, nicht widerſprechen, vielmehr nur verlangen, daß das für 
aufgehobene Renten oder Leiſtungen erlegte Kapital wiederum zu Lehen oder Fidei⸗ 


kommiß angelegt oder ſonſt ſicher geſtellt werde. N 


F. 106. Eben dieſes (. 104. 105.) finder Statt in Rückſicht der 
Ober⸗Eigenthuͤmer bei Erbzinsguͤtern, der Wiederkaufs⸗ Berechtigten und ande⸗ 
rer Real- Berechtigten. 8 ur 


$. 107. Auch zur Befriedigung der erſten Hypothekglaͤubiger (in ſoweit . 72 Amar. #9. 2 
deren Forderungen fuͤr die Real⸗Berechtigten verpflichtend ſind) kann das gezahlte f : 
Kapital verwendet werden. z 


F. 108. Der Verpflichtete bei der Abloͤſung haftet fuͤr die Erfuͤllung 
dieſer Verbindlichkeiten ($$. 105. und 106.); er kann ſich jedoch bei entſtehen⸗ 
den Hinderniſſen von der Vertretungs „Verbindlichkeit durch gerichtliche Nieder⸗ 
legung des Geldes frei machen. 
$. 109. Sobald der Verpflichtete feinen Verbindlichkeiten durch Eins e eee e ee. 
zahlung des Ablöfungs- Kapitals zum gerichtlichen Depofitorium, oder fonft nach „ 
dem Atteſte der General⸗Kommiſſion Genuͤge geleiſtet hat, kann er die Abſchreibung ae ya 1.7 fee. 
ſeiner damit abgeloͤſeten Leiſtungen von dem Hauptgute und die Loͤſchung auf dem 
verpflichteten Grundſtuͤck, in ſofern die abgelöfeten Leiſtungen als Pertinenzien 
des Berechtigten, oder als Belaſtungen des verpflichteten Grundſtuͤcks im Hypo⸗ 
thekenbuche vermerkt ſind, fordern, ohne daß er die nach H. 96. zu erlaſſende 
Bekanntmachung und deren Erfolg abzuwarten haͤtte. 3 


§. 110. Wenn für den Berechtigten aus der Verwandlung der bisheri⸗ De, ae ee, 

gen Leiſtungen in Jahresrenten nach dem Urtheil der General-Kommiſſion ein 
Kapitalbedarf entſteht, ſo kann er verlangen, daß ihm auf Hoͤhe deſſelben von 
dem Verpflichteten Obligationen, die der Berechtigte nicht kuͤndigen kann, 
ausgeſtellt und auf das verpflichtete Grundſtuͤck eingetragen werden. Dieſe 
Obligationen kann er, abgeſondert von dem Gute, dem die Leiſtungen gebuͤhren, 
veräußern und verpfaͤnden, und die Agnaten und Realglaͤubiger koͤnnen dagegen 

in keinem Fall einen Widerſpruch erheben. Jedoch iſt zuvor die Hoͤhe dieſes 
Bedarfs von der General-Kommiſſion feſtzuſetzen, welche Feſtſetzung zur Eintra⸗ 
gung der genannten Obligation hinreicht. Die General-Kommiſſion hat demnaͤchſt 
die Aufſicht uͤber die wirkliche Verwendung zu dem angegebenen Zweck zu fuͤhren 
und alle dazu nach ihrem Urtheil nöthige Maßregeln einzuſchlagen. 


H. 111. Eben fo und unter denſelben Bedingungen kann er verlangen, 
daß ihm die von dem Verpflichteten eingezahlten Abloͤſungs-Kapitalien nach der 
Höhe des Bedarfs zu einer ſolchen Verwendung uͤberwieſen werden. 

(No. 1204.) G-2: 
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gehindert werden. 


„ 


F. 112. Gleichmaͤßig kann er, zur Beſchaffung des durch die Lands 
Abtretung nöthig gewordenen Kapitals, die ihm zur Entſchaͤdigung uͤberwieſenen 
Grundſtuͤcke veräußern oder Anleihen auf dieſelben machen, und dieſe letzteren 


darauf dergeſtalt hypothekariſch verſichern laſſen, daß ſie die erſte Hypothek erhal⸗ 
ten und dieſe Grundſtuͤcke dann nur mit ihrem uͤberſchießenden Werth fuͤr die 


auf dem Hauptgute ſchon haftenden Schulden und deren Sicherheit verhaftet 
bleiben. 8 ö f 8 


§. 113. Im Falle der Veräußerung hat jedoch die General⸗Kommiſſion 
außer der Sorge für die angemeſſene Verwendung der bezogenen Kaufgelder, 
ſobald nur einer der Betheiligten zu feinew Sicherſtellung wegen der diesfaͤlligen 
Anfprüche der Hypotheken⸗Glaͤubiger und der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Folger 
bei ihr (der General⸗Kommiſſion) deshalb Anträge macht, auch noch darauf zu 
ſehen, daß die Grundſtuͤcke zu dieſem Behuf nicht zu unverhaͤltnißmaͤßigen 
Preiſen veraͤußert werden; und es muß ſolchenfalls der uͤber das Geſchaͤft 
abgeſchloſſene Kontrakt der General-Kommiſſion zur Beſtaͤtigung vorgelegt 
werden. Dieſelbe hat jedoch bei dem ihr zuſtaͤndigen Urtheil uͤber die Ange⸗ 
meſſenheit des Preiſes nur dann eine nähere Unterſuchung zu veranlaſſen, 
wenn nach den ihr vorliegenden Nachrichten eine Verſchleuderung anzunehmen 
iſt, oder ſich ſonſt gegruͤndeter Verdacht ergiebt, daß eine Simulation ob⸗ 
walte und heimlich geſchloſſene Nebenvertraͤge vorhanden ſeyn mochten; und 
ſie kann ihre Beſtaͤtigung nur dann verſagen, wenn ſich bei dieſer naͤheren 
Unterſuchung ergiebt, daß der bedungene Preis den Taxwerth der Grundſtuͤcke 
nicht erreicht. n f 


§. 114. Wenn der Beſitzer eines Lehnguts den vorbehaltenen Allodifi⸗ 


kations⸗Zins durch Kapital ablöft und in der Folge eine Lehen = Sukzeſſion, 


getrennt von der Allodial⸗Erbfolge, eintritt, ſo koͤnnen die Allodial-Erben das 
gezahlte Abfindungs-Kapital von den Lehnfolgern zuruͤckfordern. 


§. 115. Die in den H. 93. 96 — 101. 103. 107. 109. 110. und 
114. enthaltenen Beſtimmungen finden zur Zeit in denjenigen Landestheilen, in 


welchen die Preußiſchen Geſetze noch nicht eingefuͤhrt worden, keine Anwendung, 
in ſofern in den dort geltenden geſetzlichen Vorſchriften abweichende Beſtimmun⸗ 


gen enthalten ſind. 


§. 116. Durch das Pachtverhaͤltniß, es trete ſolches bei dem berechtig⸗ 
ten oder bei dem belaſteten Gute ein, kann ſo wenig die Regulirung als die 
Vollziehung der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten 


Sind 
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Sind fuͤr den Fall einer ſolchen Auseinanderſetzung uͤber die Entſchaͤdi⸗ 
gung des Gutspaͤchters rechtsbeſtaͤndige Abreden getroffen, ſo hat es dabei ſein 
Bewenden; ſind aber dergleichen nicht getroffen, ſo treten die nachſtehenden 
Vorſchriften ein. 3 : 2 


g. 117. Iſt das berechtigte Gut verpachtet, fo muß der Pächter des 
abgelöfeten Rechts ſich mit der Nutzung derjenigen Entſchaͤdigung begnuͤgen, 
welche feinem Verpaͤchter zu Theil geworden EN 


$. 118. Beſteht dieſe Entſchaͤdigung in Kapital, ſo hat ihm der Ver⸗ 
paͤchter die Zinſen deſſelben mit Vier Prozent zu verguͤten; es waͤre denn, 
daß der Verpaͤchter mit Zuſtinmung des Paͤchters das Abloͤſungs-Kapital 
zur Verbeſſerung des Guts, wovon das abgeloͤſete Recht Zubehoͤr war, ver⸗ 
wendete. en EZ 


3 ET E A l € 
Beſteht die Entſchaͤdigung in Land, fo ift der Pächter ſolche nur dann 
zu uͤbernehmen und ſich damit zu begnuͤgen ſchuldig, wenn das abgeloͤſete Recht 
Zubehör eines ihm verpachteten Gutes war und das in deſſen Stelle tretende 
Land bei eben dieſem Gute zu dem Werthe, wofuͤr es dem Verpaͤchter angerech⸗ 


net worden, genutzt werden kann; auch kann der Pächter, wenn ihm die Ueber⸗ 
g nahme ſolchen Landes zugemuthet wird, verlangen, daß ihm die zur Bewirth⸗ 
ſchaftung etwa noch erforderlichen Gebäude gebaut oder fonft uͤberwieſen werden, 

doch muß er alsdann die Zinſen des aufgewendeten Baukapitals mit Vier Pro⸗ 
zent verguten. Der Verpächter ſeinerſeits kann ſich aber auch nicht entziehen, 
dem Paͤchter die Nutzung des Entſchaͤdigungs⸗Landes zu uͤberlaſſen, wenn dieſer 
es ohne Ueberweiſung mehrerer Gebaͤude zu uͤbernehmen bereit iſt; außer dieſem 


Falle kann der Pächter dieſe Nu ung nicht fordern. 

Uleberkommt der Paͤchter aus einem der vorbenannten Gründe die Ent⸗ 
ſchaͤdigungs-Laͤndereien nicht zur Nutzung, fo muß ihm der Verpaͤchter den 
Betrag der Rente, auf welche ſolche bei der Regulirung veranſchlagt ſind, von 
der Pacht erlaſſen. a i 8 5 


§. 119. Machen Dienſte den Gegenſtand der Abloͤſung aus, ſo kann 
der Paͤchter des berechtigten Guts, außer der Nutzung des Entſchaͤdigungs⸗ 
Objekts, auch die Anweiſung der fuͤr die neue Gum Erſatz der Dienſte beſtimmte) 
Einrichtung noͤthigen Gebaͤude fordern; er muß jedoch das Baukapital mit Vier 
Prozent verzinſen. 3 

§. 120. Das zum Betriebe der Wirthſchaft erforderliche Inventarium 
muß ſich der Paͤchter ſowohl in dem Falle des FH. 118. als 119. auf feine 
(Fo. 1204.) i Koſten 


TR en 


Koſten anſchaffen, ohne daß er deshalb von dem Verpaͤchter eine Verguͤtung 
begehren kann IE it TEN ; 


st = » * 


F. 121. Will der Pächter ſich mit der dem Verpaͤchter zu Theil gewor⸗ 
denen Entſchaͤdigung unter den obigen Bedingungen ($$. 117. bis 120.) nicht 
begnuͤgen, ſo ſteht es ihm frei, die Pacht zu kundigen. Dieſe Befugniß ſteht 
ihm aber nur zu, binnen drei Monaten, nachdem der beſtaͤtigte Rezeß dem 
Paͤchter bekannt gemacht if. Auch muß die Kuͤndigung wenigſtens ſechs Mo⸗ 
nate vor dem Abzuge erfolgen und der Abzug kann nur am Schluß eines 
Wirthſchaftsjahres eintreten. Dieſes dem Pächter eingeraͤumte Recht der Kuͤn⸗ 
digung ſoll jedoch gaͤnzlich wegfallen, wenn, nach dem Urtheil der General- 
Kommiſſion, das abgelöfete Recht im Verhaͤltniß zur ganzen Wirthſchaft fo un 
bedeutend iſt, daß aus der Abloͤſung keine merkliche Veraͤnderung der Wirthſchafts⸗ 
Verhaͤltniſſe entſtehen kann. N: 


§. 122. Iſt es das belaſtete Gut, welches verpachtet ift, ſo kann der 
ablöfende Verpaͤchter verlangen, daß der Paͤchter die Abloͤſungsrente, oder die 
Zinſen des Abloͤſungskapitals zu Vier Prozent, in ſoweit uͤbernehme, als letz⸗ 
terer die jetzt abgelöfeten Leiſtungen zu entrichten gehalten war. 


$. 123. Beſteht ſolchenfalls die Entſchadigung des Berechtigten in Land, 
ſo kann der Paͤchter dieſerhalb von ſeinem Verpaͤchter nur dann eine Ermaͤßigung 
in der Pacht verlangen, wenn er die damit abgeloͤſete Leiſtung nicht zu vertreten 
hatte; und auch in dieſem Falle gebuͤhrt ihm der Pachterlaß nur in dem Betrage, 
zu welchem die Nutzung dem abgefundenen Berechtigten angerechnet iſt. 


§. 124. Will der Paͤchter ſich dieſem nicht unterwerfen, fo finden die 
Beſtimmungen des H. 121. auch auf ihn Anwendung. 


F. 125. Von den vorſtehenden Beſtimmungen (§§. 117 — 124.) foll 
in Anſehung derjenigen Pachtkontrakte, welche ſchon vor der Bekanntmachung 
des gegenwartigen Geſetzes geſchloſſen worden ſind, folgende Ausnahme eintreten. 
Penn namlich der Verpaͤchter ſelbſt auf die Ablöfung angetragen hat, ſo foll 
der Paͤchter die Wahl haben, entweder die vorſtehenden Befugniſſe auszuüben, 
oder aber vollſtaͤndige Entſchaͤdigung von dem Verpaͤchter zu verlangen. 


Eilfter 
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Eifler Titels 
Allgemeine Beſtimmungen. 
§. 126. Wenn nach dem Inhalte des bisherigen Rechtsverhaͤltniſſes 
der eine Theil die Wahl hat, ob im einzelnen Fall eine Natural⸗Leiſtung oder 
eine Geld⸗Entſchaͤdigung eintreten ſoll, fo hängt es auch bei der Ablöfung von 
der Wahl deſſelben ab, ob das vorhandene Recht als Natural⸗Leiſtung oder als 
Geldrente abgeloͤſt werden ſoll. 


FH. 127. Wenn der Berechtigte, in Beziehung auf die ihm zuſtehende 
Real Berechtigung, irgend einen Beitrag zur Grundſteuer des verpflichteten 
Guts zu geben hat, ſo ſoll derſelbe Beitrag auch bei jeder Ablöfung in Anſchlag 
gebracht und daher der Werth der Leiſtung um fo viel geringer geſchaͤtzt werden. 


: $. 128. Wenn der Berechtigte dem Verpflichteten zu gegenſeitigen 
Leiſtungen, welche zu den Gegenſtaͤnden dieſes Geſetzes gehoͤren, verpflichtet iſt, 
fo ſind bei der Ablöfung der Hauptleiſtung dieſe gegenſeitigen Laſten in Abzug 
zu bringen, wobei jedoch die beſondere im F. 84. enthaltene Beſtimmung fuͤr 
Weſtphalen zu beobachten iſt. 


5 F. 429. Iſt der Berechtigte wegen ſeiner Real⸗ Berechtigungen zu 
Leiſtungen an dritte Perſonen verpflichtet, ſo kann er jederzeit auf Abloͤſung dieſer 
ihm obliegenden Laſten antragen. 


$. 130. So lange zwiſchen den Intereſſenten wegen der Ablöfung noch 
keine Uebereinkunft getroffen, oder von der Behörde daruͤber noch nicht entſchieden 
iſt, kann ſelbſt der Antrag, ſo wie auch bei der dem einen oder andern Theile 
zwiſchen den Ausgleichungsmitteln zuftändigen Wahl die Erklaͤrung daruͤber, ein⸗ 
feitig zuruͤckgenommen werden; alsdann muß aber der zuruͤcktretende Theil alle 
Koſten der vergeblichen Verhandlung allein tragen und dem Gegentheile erſtatten. 
Auch verſteht ſich von ſelbſt, daß der Befugniß des Gegentheils, ſeinerſeits die 
geſetzlich zuläffigen Antraͤge nach Gutfinden zu machen, durch eine ſolche Zuruͤck⸗ 
nahme kein Eintrag geſchieht. Es kann jedoch eine rechtsverbindliche Ueberein⸗ 
kunft zwiſchen den Partheien auch waͤhrend des Verfahrens der Abloͤſung und 
vor der gaͤnzlichen Auseinanderſetzung (z. B. uͤber die Art der zu treffenden 
Abloͤſung, fo wie uͤber jeden einzelnen Punkt derſelben) geſchloſſen werden. 
Jahrgang 1829. — (No. 1204.) Q §. 131. 


„ 


§. 131. Soll eine feſtbeſtimmte Jahresrente durch Kapital abgeloͤſet 
werden, ſo iſt ſolches dem Berechtigten ſechs Monate vorher anzuzeigen. Bei 
anderen Ablöfungen tritt die Ausfuͤhrung des Geſchaͤfts der Regel nach mit dem 
naͤchſten Fölligkeits termine nach beſtaͤtigtem Rezeſſe ein. 


F. 132. Wenn der Gegenſtand der abzulöfenben Leiſtung in e 
Erzeugniſſen der Landwirthſchaft oder Dienſten beſteht, und die Abfindung dafuͤr 
in Land gegeben wird, ſo erfolgt die Ausfuͤhrung der Regel nach in dem naͤchſten 
Jahre nach der Beſtaͤtigung des Rezeſſes zu der vereinbarten oder noͤthigenfalls 
in jedem einzelnen Falle von der General-Komiſſion zu beſtimmenden Zeit; es ſteht 
jedoch bei der General⸗Kommiſſion, dieſelbe nach Umſtaͤnden ſowohl ein Jahr ſpaͤter 
als auch fruͤher, und ſogar noch vor der Beſtaͤtigung des Rezeſſes eintreten zu 
laſſen, je nachdem die wirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe und die auf der einen oder 
andern Seite uͤberwiegenden Intereſſen der Partheien eins oder das andere 
fordern. 


Insbeſondere iſt hierbei auch auf die beſtehenden Pachtverhaͤltniſſe (H. 121.) 
billige Ruͤckſicht zu nehmen. N 


$. 133. Die fir vormalige Abgaben oder Dienfte feſtgeſetzten jährlich 
zu entrichtenden Frucht- oder Geldrenten muͤſſen von den Pflichtigen, wenn 
nicht etwas anderes verabredet oder von der General⸗ . beſtimmt wor⸗ 
den, am erſten Dezember abgetragen werden. 85 


§. 134. Die Ausführung der gegenwaͤrtigen Verordnung wird den zu 
Muͤnſter und Stendal errichteten General-Kommiſſionen übertragen. 5 


$. 135. Die nach dem gegenwärtigen Geſetze H. 42. 43. 44. 48. 54. 

82 — 85. vorzunehmenden allgemeinen Ermittelungen und Feſtſetzungen ſollen, 
unter Leitung der General-Kommiſſionen und nach vorgaͤngiger Ausſonderung an⸗ 
gemeſſener Diſtrikte, durch beſondere aus ſachkundigen Eingeſeſſenen und einem 
Abgeordneten der General⸗Kommiſſion zuſammengeſetzte Diſtrikts-Kommiſſionen er⸗ 
folgen. Die zu dieſen Kommiſſionen zu erwaͤhlenden Eingeſeſſenen ſollen bei 
jeder Diſtrikts⸗-Kommiſſion nicht unter zwei und nicht über vier ſeyn; ihre Anzahl 
wird hiernach von der General-Kommiſſion nach dem größern oder geringern Um⸗ 
fange des Diſtrikts beſiimmt. Die eine Hälfte derfelben wird von den Berech⸗ 

tigten 
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tigten im Kreiſe erwaͤhlt; die andere Haͤlfte wird aus drei oder ſechs von dem 
Landrathe vorzuſchlagenden Perſonen durch die Verpflichteten gemeindeweiſe ge⸗ 
wählt. Ueber die Art und Weile, wie dieſe Wahlen zu bewirken ſind, wird 
eine beſondere Inſtruktion von dem Miniſterium des Innern ergehen. Der 
Abgeordnete der General⸗Kommiſſion aber ſoll fuͤr alle Diſtrikts⸗Kommiſſionen ihres 
Departements eine und die naͤmliche Perſon ſeyn. Die Feſtſtellung der Werths⸗ 
Verhaͤltniſſe, Preisbezirke, Marktorte u. ſ. w. erfolgt erſt dann, wenn ſaͤmmt⸗ 
liche Diſtrikts-Kommiſſionen gehoͤrt ſind. Das Reſultat aller dieſer Eroͤrterungen 
wird endlich von den General-Kommiſſionen dem Miniſterium des Innern zur 
Prüfung und Genehmigung vorgelegt und, nachdem letztere erfolgt iſt, durch 
die Amtsblaͤtter der Regierungen zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Daſſelbe 
Verfahren ſoll Statt finden, wenn etwa in der Folge Reviſionen, Abaͤnderun⸗ 
gen oder Ergaͤnzungen der urſpruͤnglichen Feſtſetzungen noͤthig befunden werden 
ſollten. 


$. 136. Die in dieſer Art erwaͤhlten Diſtrikts⸗Kommiſſionen ſollen zu⸗ 
gleich die in den drei Verordnungen vom 21ſten April 1825., $. 121. $. 97. 
und $. 94. angeordneten Kreisvermittelungs-Behoͤrden bilden. Wenn ſie als 
ſolche zuſammentreten, ſo ſollen ſie nur aus einem von den berechtigten, und 
aus einem von den verpflichteten Grundbeſitzern erwaͤhlten Mitgliede beſtehen 
und der Landrath hat die Leitung der Geſchaͤfte. Der Abgeordnete der General⸗ 
Kommiſſion ſcheidet in dieſem Fall aus ihrer Mitte. 


; $. 137. An dieſe Kreisvermittelungs-Behoͤrde kann ſich jeder, welcher 
eine Ablöfung verlangt, zunaͤchſt wenden, und es muß nur, wenn auf dieſem 
Wege ein Vergleich zu Stande kommt, der Rezeß der betreffenden General-Kom⸗ 
miſſion zur Pruͤfung und Beſtaͤtigung eingereicht werden, wobei derſelben die 
Vorſchriften des 15ten $. dieſer Verordnung zur Richtſchnur dienen. Jedoch 
ſoll, wenn ein Theil die Einwirkung dieſer Behoͤrde verlangt, dem andern Theile 
freiſtehen, dieſe Einwirkung abzulehnen. 


g. 138. Wegen der Koſten der Ablösungen finden diejenigen allgemeinen 
Beſtimmungen uͤber die Koſten Anwendung, welche in Unſeren unterm 21ſten 
April 1825. erlaſſenen drei Geſetzen uͤber die den Grundbeſitz betreffenden 
Rechtsverhaͤltniſſe x. Tit. VI. enthalten ſind; und ſollen diejenigen Intereſſen⸗ 

(No. 1204.) ten, 


u en 


ten, welche, vom Tage der Bekanntmachung der gegenwaͤrtigen Abloͤſungs⸗ 
Ordnung an, waͤhrend eines Zeitraums von fünf Jahren die Ablöfung entweder 
vergleichsweiſe vollenden, oder darauf bei der General-Kommiſſion provozirt 
haben werden, die Sportel⸗ und Stempelfreiheit genießen, letztere ihnen auch 
wegen der auf den Grund der Abloͤſung erfolgenden 9 in die Hypo⸗ 
thekenbuͤcher zu Statten kommen. 


Urkundlich unter Unſerer Allerhöchfteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 13ten Juli 1829. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
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